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Rechtsanwalt Rolf Rathmann 

 

per beA 

Landgericht Hannover 

Volgersweg 65 

30175 Hannover 

 
 
 

Klage 

 

des Herrn Kai Kaufmann, Sallstraße 47, 30171 Hannover,  

               – Kläger – 

Prozessbevollmächtigter:  Rechtsanwalt Rathmann, Hannover, 

 

gegen 

 

Frau Beate Bremer, Am Propsteihof 39, 31139 Hildesheim, 

– Beklagte – 

wegen: Unzulässigkeit der Zwangsvollstreckung. 

 

Namens und in Vollmacht des Klägers erhebe ich Klage und werde beantragen, 

 

1. die Zwangsvollstreckung aus der Urkunde der Notarin Dr. Nadja Nach-

tigall, Hannover, vom 17.04.2023, Urkundenverzeichnis-Nummer 211/23, 

für unzulässig zu erklären und 

 

2. die Beklagte zu verurteilen, die vollstreckbare Ausfertigung der Ur-

kunde der Notarin Dr. Nadja Nachtigall, Hannover, vom 17.04.2023, Urkun-

denverzeichnis-Nummer 211/23, an den Kläger herauszugeben. 

 

Begründung 

I. 

Der Kläger begehrt die Unzulässigerklärung der Zwangsvollstreckung aus einer nota-

riellen Urkunde sowie deren Herausgabe. 

1. 

Die Parteien waren gut miteinander befreundet und pflegten einen engen Kontakt. 

Die Ehefrau des Klägers, Frau Kordula Kaufmann, die als Immobilienkauffrau seit 2010 

in einem Angestelltenverhältnis arbeitete, fasste 2020 den Entschluss, sich als Haus-

verwalterin selbstständig zu machen, und übte diese Tätigkeit von diesem Zeitpunkt 
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an selbstständig als eingetragene Kauffrau aus. Die Suche nach Auftraggebern ge-

staltete sich schwierig. Einige Monate konnte Frau Kaufmann kaum Einkünfte verbu-

chen. 

Hierüber informierte der Kläger Anfang 2021 die Beklagte, die mehrere Immobilien 

geerbt hatte, und bat sie, seiner Ehefrau „eine Chance“ zu geben. Die Beklagte ant-

wortete dem Kläger, sie benötige tatsächlich für einen Teil ihrer Immobilien eine Haus-

verwaltung und kalkuliere für den notwendigen Verwaltungsumfang etwa 2.000 € mo-

natlich ein. Der Kläger brachte zu einem der nachfolgenden Treffen mit der Beklagten 

seine Ehefrau mit, damit diese sich mit der Beklagten besprechen konnte. Die Beklagte 

beauftragte kurz darauf Frau Kaufmann mit der Verwaltung mehrerer Immobilien. 

Nach Wahrnehmung des Klägers verlief das Vertragsverhältnis sehr erfolgreich. Frau 

Kaufmann erzielte mit ihrer Tätigkeit für die Beklagte so viel Gewinn, dass sie im Zeit-

raum Juni 2021 bis Juli 2022 vier jeweils dreiwöchige Luxusurlaube, unter anderem 

auf den Malediven, für sich und den Kläger und einen deutlich höheren Lebensstan-

dard finanzieren konnte. Außerdem hat das hohe Einkommen ausgereicht, um die 

Kosten einer Weiterbildung des Klägers, der seit 20 Jahren als ausgebildeter Drucker 

arbeitet, zum Druckermeister zu finanzieren. Die Weiterbildung soll im vierten Quartal 

2023 stattfinden. 

2. 

Am 01.02.2023 eröffnete seine Ehefrau dem Kläger plötzlich, in Schwierigkeiten zu 

stecken. Sie habe der Beklagten über die gesamte Dauer ihrer Beauftragung erhebli-

che Gelder „vorenthalten“. Unter anderem habe sie mehrfach in bar geleistete Miet-

zahlungen nicht weitergeleitet und eine deutlich höhere Stundenanzahl abgerechnet, 

als sie tatsächlich erbracht habe. So habe sie insgesamt etwa 30.000 € zu Unrecht 

vereinnahmt. Dies sei der Beklagten aufgefallen, die jetzt die sofortige Rückzahlung 

des Geldes fordere. Die Beklagte habe deshalb angekündigt, zwei Tage später für ein 

klärendes Gespräch die Wohnung des Klägers und seiner Ehefrau aufzusuchen. 

Am 03.02.2023 erschien die Beklagte. Frau Kaufmann, die die ihr vorgeworfenen Ver-

fehlungen einräumte, teilte der Beklagten daraufhin mit, sie könne das Geld nicht sofort 

zurückzahlen, da sie es bereits ausgegeben habe. Davon ausgehend, dass die Be-

klagte den Vertrag mit Frau Kaufmann auflösen werde, würden sich auch deren mo-

natliche Einnahmen, die sie überwiegend aus der Tätigkeit für die Beklagte bezog, auf 

einen Betrag von maximal 1.400 € netto reduzieren, bis sie weitere Auftraggeber finde. 

Um die Beklagte zu beruhigen, bot Frau Kaufmann ihr an, einen Vertrag mit der Be-

klagten abzuschließen, in dem festgehalten wird, dass sie 30.000 € an die Beklagte 

zurückzahlt; zudem wolle sie sich der Zwangsvollstreckung in ihr Vermögen unterwer-

fen, damit die Beklagte über einen vollstreckbaren Titel verfüge. 

Dies genügte der Beklagten aber nicht. Angesichts des von Frau Kaufmann angege-

benen geringen Einkommens verlangte sie als weitere Sicherheit für die Rückzahlung 

des von Frau Kaufmann geschuldeten Betrags, dass der Kläger ein Schuldanerkennt-

nis über 30.000 € abgibt und sich ebenfalls der sofortigen Zwangsvollstreckung in sein 
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Vermögen unterwirft. Als der Kläger darauf zurückhaltend reagierte, drohte die Be-

klagte wörtlich „Wenn du das nicht tust, zeige ich Kordula bei der Polizei an“. Unter 

dem Eindruck dieser Drohung gegen seine Ehefrau erklärte sich der Kläger mit den 

Forderungen der Beklagten einverstanden. 

Am 11.04.2023 schlossen die Beklagte und Frau Kaufmann vor der Notarin Dr. Nadja 

Nachtigall in deren Büroräumen einen notariell beurkundeten Vergleich. In dessen § 1 

verpflichtete sich die Ehefrau des Klägers zur Zahlung von 30.000 € an die Beklagte 

und unterwarf sich diesbezüglich der sofortigen Zwangsvollstreckung in ihr Vermögen. 

Der Anfall von Zinsen auf die Summe wurde ausgeschlossen. Gleichzeitig erklärten 

Frau Kaufmann und die Beklagte, dass der Dienstvertrag betreffend die Hausverwal-

tertätigkeit der Frau Kaufmann mit sofortiger Wirkung als beendet gelten solle. 

Beweis: Notarielle Urkunde vom 11.04.2023 (Anlage K1) 

Die Beklagte suchte den Kläger daraufhin wie vorher besprochen am Abend desselben 

Tages auf, um ein Dokument aufzusetzen, das den Zweck des noch abzugebenden 

Schuldanerkenntnisses regeln sollte. In dem von beiden Parteien unterzeichneten Ver-

trag heißt es, soweit hier von Bedeutung: 

„1. Herr Kai Kaufmann beabsichtigt, im Notartermin vom 17.04.2023 ein abstraktes 

Schuldanerkenntnis zur Sicherung des Zahlungsanspruchs von Frau Beate Bremer 

gegen Frau Kordula Kaufmann aus dem heutigen notariellen Vergleich abzugeben.  

2. Soweit der Zahlungsanspruch gegen Frau Kordula Kaufmann erlischt, hat Frau 

Beate Bremer Herrn Kai Kaufmann das abstrakte Schuldanerkenntnis zurückzuge-

währen. Der Anfall von Zinsen – gleich aus welchem Grund – auf den aus dem abs-

trakten Schuldanerkenntnis geschuldeten Betrag wird ausgeschlossen.“ 

Beweis: Vertragsurkunde vom 11.04.2023 (Anlage K2) 

Der Kläger suchte sodann am 17.04.2023 mit der Beklagten die Notarin Dr. Nachtigall 

auf. Weil die finanziellen Verhältnisse des Ehepaars gegenüber der Summe von 

30.000 € eine über eine lange Zeit andauernde Verschuldung befürchten ließen, äu-

ßerte der Kläger gegenüber der Beklagten vor dem Büro der Notarin Bedenken daran, 

ob er das Schuldanerkenntnis tatsächlich abgeben solle. Die Beklagte wiederholte da-

raufhin ihre Drohung, sie werde anderenfalls Frau Kordula Kaufmann anzeigen.  

Im Büro der Notarin behauptete die Beklagte zudem, die Abgabe des Schuldaner-

kenntnisses sei für den Kläger etwas Positives; schließlich gebe es im Bürgerlichen 

Gesetzbuch eine Regelung, wonach die Ehepartner für sämtliche Verbindlichkeiten 

des jeweils anderen Ehepartners als Gesamtschuldner haften und eine Vollstreckung 

in das Privatvermögen beider Eheleute möglich ist. Der Kläger spare sich daher mit 

dem Schuldanerkenntnis ein teures Gerichtsverfahren zu seinen Lasten.  

Beweis: Vernehmung des Klägers als Partei, hilfsweise dessen Anhörung 

Zeugnis der Notarin Dr. Nadja Nachtigall, Bauweg 46, 30453 Hannover 

Der Kläger, ein juristischer Laie, glaubte den Ausführungen der Beklagten. Unter dem 

Eindruck der Drohung und des von der Beklagten hervorgerufenen Irrtums gab der 
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Kläger daraufhin ein Schuldanerkenntnis über 30.000 € ab und unterwarf sich der so-

fortigen Zwangsvollstreckung in sein Vermögen. 

Beweis: Urkunde der Notarin Dr. Nadja Nachtigall vom 17.04.2023 (Anlage K3) 

Die Notarin erteilte der Beklagten im unmittelbaren Anschluss an die Beurkundung 

eine vollstreckbare Ausfertigung der Urkunde zum Zwecke der Zwangsvollstreckung. 

II. 

Die Zwangsvollstreckung hieraus ist gleich aus mehreren Gründen unzulässig: 

1. 

Das Schuldanerkenntnis ist infolge einer Anfechtung nichtig. 

Die Beklagte hat dem Kläger widerrechtlich damit gedroht, Strafanzeige gegen dessen 

Ehefrau zu erstatten, nur um sich auf Kosten des Klägers ein Sicherungsmittel zu ver-

schaffen. Der Kläger hat weder Straftaten zu Lasten der Beklagten begangen noch 

war er an etwaigen Straftaten seiner Ehefrau beteiligt. Er hatte von den Vorgängen bis 

zum „Geständnis“ seiner Ehefrau keine Kenntnis. Einzig die Höhe ihrer Einnahmen 

aus der Tätigkeit für die Beklagte, die die von der Beklagten im Gespräch mit dem 

Kläger geäußerten ca. 2.000 € im Monat deutlich überstieg, wunderte den Kläger. Mit 

Androhung der Strafanzeige hat die Beklagte sich die emotionale Verbundenheit zwi-

schen dem Kläger und seiner Ehefrau rechtswidrig zu Nutze gemacht. 

Daneben hat die Beklagte den Kläger mit der Behauptung arglistig getäuscht, das BGB 

sehe eine gesamtschuldnerische Haftung von Ehegatten für jegliche Verbindlichkeiten 

vor. Eine solche Haftungsnorm existiert nicht.  

Drohung und Irrtum waren ursächlich für die Abgabe des Schuldanerkenntnisses. 

Der Unterzeichner erklärte mit anwaltlichem Schreiben vom 13.06.2023 gegenüber der 

Beklagten namens und in Vollmacht des Klägers unter Berufung auf die Täuschung 

und Drohung die Anfechtung des Schuldanerkenntnisses.  

Beweis: Schreiben vom 13.06.2023 (Anlage K4) 

2. 

Das Schuldanerkenntnis ist darüber hinaus wegen Sittenwidrigkeit nichtig. 

Nach dem Schuldanerkenntnis hat der Kläger an die Beklagte 30.000 € zu zahlen, 

obwohl die zugrundeliegende Zahlungspflicht allein auf den selbstständigen Handlun-

gen von Frau Kaufmann beruht. Der Kläger haftet mit seinem eigenen Vermögen für 

eine ausschließlich fremde Verbindlichkeit. Die Beklagte hat sich in vorwerfbarer 

Weise die Beziehung des Klägers zu seiner Ehefrau zunutze gemacht.  

Das ist bereits daran zu erkennen, dass die Schuld von 30.000 € eine unzumutbare 

finanzielle Belastung für den Kläger darstellt, dessen monatliches Nettoeinkommen als 

angestellter Drucker gerade einmal 1.702,28 € beträgt. Davon hat der Kläger zwar – 

außer der anteiligen monatlichen Miete für die Ehewohnung – keine Verbindlichkeiten 

zu tilgen. Er verfügt jedoch über keine darüber hinausgehenden Einkünfte oder sons-

tige Vermögenswerte, die eine Abzahlung der Schuld in absehbarer Zeit ermöglichen 
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würden. Nach seiner Weiterbildung zum Druckermeister wird sich sein Gehalt bei sei-

nem derzeitigen Arbeitgeber voraussichtlich um nur 300 € netto im Monat erhöhen, 

wobei der Kläger mittelfristig beabsichtigt, sich selbstständig zu machen. 

3. 

Der Kläger kann der Beklagten darüber hinaus jedenfalls einen Anspruch auf Rückge-

währ des abstrakten Schuldanerkenntnisses in Höhe von 4.000 € entgegensetzen, da 

die Forderung der Beklagten gegen Frau Kaufmann in dieser Höhe erloschen ist. 

Die Beklagte hat im Rahmen der von ihr gegen Frau Kaufmann eingeleiteten Zwangs-

vollstreckung am 09.06.2023 einen Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des 

Amtsgerichts Hannover, Az. 16 M 498/23, erwirkt. Damit hat sie sich eine Forderung 

von 4.000 €, die Frau Kaufmann gegen die Welfen Immobilien GmbH mit Sitz in der 

Hebbelstraße 21, 30177 Hannover, zusteht, zur Einziehung überweisen lassen. 

Beweis: Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des Amtsgerichts Hannover, 

Az. 16 M 498/23, vom 09.06.2023 (Anlage K5) 

Der Beschluss ist Frau Kaufmann und der Welfen Immobilien GmbH als Drittschuld-

nerin jeweils am 16.06.2023 zugestellt worden, sodass die Beklagte insoweit befriedigt 

ist und in dieser Höhe auch nicht mehr gegen den Kläger vollstrecken kann. 

4. 

Da die Beklagte aus der notariellen Urkunde vom 17.04.2023 nicht gegen den Kläger 

vollstrecken kann, hat sie auch den Titel herauszugeben. 

III. 

Der Unterzeichner hat die Beklagte mit bereits oben erwähntem Schreiben vom 

13.06.2023 zudem unter Fristsetzung zum 20.06.2023 erfolglos aufgefordert, die voll-

streckbare Ausfertigung der Urkunde vom 17.04.2023 an den Kläger herauszugeben.  

Beweis: Schreiben vom 13.06.2023 (bereits vorgelegt als Anlage K4) 

Rathmann 

Rechtsanwalt 

 

Hinweis des LJPA: Die Klageschrift vom 26.06.2023 ist dem Landgericht Hannover 

am selben Tag per beA übermittelt worden. Der Rechtsstreit wird vor dem Landgericht 

Hannover unter dem Aktenzeichen 14 O 193/23 geführt. Richterin am Landgericht 

Maas hat als zuständige Einzelrichterin am 29.06.2023 das schriftliche Vorverfahren 

angeordnet und der Beklagten aufgegeben, wenn sie sich gegen die Klage verteidigen 

wolle, dies durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt binnen einer Notfrist 

von zwei Wochen nach Zustellung der Klageschrift dem Gericht schriftlich anzuzeigen 

sowie mit anwaltlichem Schriftsatz binnen weiterer zwei Wochen schriftlich auf die 

Klage zu erwidern. Die richterliche Verfügung und die Klageschrift nebst Anlagen sind 

der Beklagten am 04.07.2023 ordnungsgemäß zugestellt worden. 
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                                       Notarin Dr. Nadja Nachtigall    Urkundenrolle-Nr. 211/23 
 

 - Beglaubigte Abschrift  - 

 

Verhandelt 

zu Hannover am 17. April 2023  
 

Vor mir, der unterzeichnenden Notarin Dr. Nadja Nachtigall, Hannover,  

erschienen am 17. April 2023 

1) Herr Kai Kaufmann, Sallstraße 47, 30171 Hannover, […], 

– im Folgenden auch „Schuldner“ genannt – 

2) Frau Beate Bremer, Am Propsteihof 39, 31139 Hildesheim […], 

– im Folgenden auch „Gläubigerin“ genannt – 

Der Schuldner ersuchte mich – die Notarin – um die Beurkundung eines abstrakten 

Schuldanerkenntnisses 

mit Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung 

und erklärte mündlich zur Niederschrift wie folgt: 

1. Ich erkenne an, der Gläubigerin 30.000 € (in Worten: dreißigtausend Euro) in der Weise zu 

schulden, dass die Verbindlichkeit durch dieses Schuldanerkenntnis selbstständig begründet wird 

(§ 781 BGB).  

2. Wegen der  unter Ziffer 1 dieser Urkunde näher bezeichneten Forderung unterwerfe ich, der 

Schuldner, mich gegenüber der Gläubigerin der sofortigen Zwangsvollstreckung in mein gesamtes 

Vermögen.  

[…] 

gez. Kai Kaufmann             gez. Beate Bremer        gez. Dr. Nadja Nachtigall, Notarin 
 

Diese Abschrift stimmt mit der mir vorliegenden Urschrift vom 17.04.2023 wört-

lich überein.  
 

Hannover, 17.04.2023 

 Nachtigall 

            Dr. Nadja Nachtigall, Notarin 

 

Hinweis des LJPA: Es ist davon auszugehen, dass die Urkunde ordnungsgemäß er-

richtet wurde und den Vorgaben des Beurkundungsgesetzes (BeurkG) entspricht. 
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RITA RUHLAND  

R E C H T S A N W Ä L T I N  

   
 

 
 
 
 

 

                         

                                  
 
 
 
 

    17.07.2023 
Mein Zeichen: 374/23 

 

Verteidigungsanzeige und Klageerwiderung 

In dem Rechtsstreit  

Kaufmann ./. Bremer (Az.: 14 O 193/23) 

melde ich mich als Prozessbevollmächtigte der Beklagten.  

Die Beklagte wird sich gegen die Klage verteidigen. 

Namens und in Vollmacht der Beklagten werde ich beantragen, 

 die Klage abzuweisen. 

Begründung: 

1. 

Die Anfechtung des vom Kläger abgegebenen Schuldanerkenntnisses greift nicht durch. 

a.  

Die Beklagte gesteht dem Kläger zwar zu, dass sie in dem Gespräch am 03.02.2023 und 

erneut vor dem Büro der Notarin Dr. Nachtigall angedroht hat, Strafanzeige gegen seine 

Ehefrau zu erstatten, sollte er nicht das Schuldanerkenntnis zur Sicherung des Anspruchs 

der Beklagten abgeben. Ein solches Vorgehen der Beklagten war jedoch zulässig. Die Be-

klagte durfte sich auch vom Kläger betrogen fühlen, nachdem er den Kontakt zwischen 

seiner Ehefrau und der Beklagten herstellte und damit erst den Anstoß dafür gab, dass 

die Beklagte Frau Kaufmann mit der Verwaltung ihrer Immobilien beauftragte. 

per beA 
Landgericht Hannover 
Volgersweg 65 
30175 Hannover 
 
 
 

Georgstraße 16 
30159 Hannover 
Tel.: 0511/988500 
Fax: 0511/988501 
rain.ruhland@kanzlei.de 
Sparkasse Hannover 
IBAN: DE90 2505 0180 6314 7200 14 
BIC: SPKHDE2HXXX 
USt.-ID.: DE175532780 
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Der Kläger hat außerdem massiven Nutzen aus den Verfehlungen seiner Ehefrau gezogen; 

die Luxusurlaube, der erheblich verbesserte Lebensstandard des Ehepaars und erst Recht 

die Finanzierung der beruflichen Weiterbildung des Klägers gingen vollständig zu Lasten 

der Beklagten. Wer einen so erheblichen finanziellen Vorteil aus den Straftaten anderer 

zieht, kann sich im Nachhinein nicht beschweren, dass man auch für die „Wiedergutma-

chung“ haften soll.  

b.  

Dass die Beklagte den Kläger getäuscht hat, wird ausdrücklich bestritten. Zu keinem Zeit-

punkt hat die Beklagte behauptet, dass das Gesetz eine undifferenzierte gesamtschuldne-

rische Haftung von Ehegatten vorsehe und der Kläger deswegen auch ohne Abgabe des 

Schuldanerkenntnisses für die Verbindlichkeiten seiner Ehefrau einzustehen habe. Eine 

solche Behauptung wäre schon nach dem eigenen Vortrag des Klägers unnötig gewesen, 

da er sich, von der Beklagten mit der möglichen Strafanzeige gegen seine Ehefrau kon-

frontiert, ohnehin entschieden hatte, das Anerkenntnis abzugeben. Es ist nicht nachvoll-

ziehbar, weshalb die Beklagte dann, als sich die Parteien zur Beurkundung bereits im 

Büro der Notarin eingefunden hatten, noch weiter auf den Kläger eingewirkt haben soll. 

Beweis:   Vernehmung der Beklagten als Partei, hilfsweise deren Anhörung  

Zeugnis der Notarin Dr. Nadja Nachtigall, Bauweg 46, 30453 Hannover 

2.  

Das Schuldanerkenntnis ist auch nicht nach § 138 BGB nichtig.  

Schon aus dem Vortrag des Klägers ergibt sich nicht, dass er mit der Zahlung des nach 

dem Schuldanerkenntnis geschuldeten Betrages von 30.000 € überfordert wäre. Da der 

Kläger über pfändbares Einkommen verfügt, wird ihm eine – wenn auch sich über einen 

langen Zeitraum erstreckende – ratenweise Zahlung möglich sein. Darüber hinaus ist zu 

berücksichtigen, dass der Kläger ein 42-jähriger, seit zwei Jahrzehnten im Berufsleben 

stehender, geschäftserfahrener Mensch ist und schon nach seinem eigenen Vortrag beab-

sichtigt, sich selbstständig zu machen. Ihm stand auch ausreichend Bedenkzeit zu, bevor 

er sich für die Abgabe des Schuldanerkenntnisses entschied.  

Es liegt keine verwerfliche Gesinnung der Beklagten vor. 

 

 



9 

 

3.  

Ein Erlöschen der Vergleichsforderung der Beklagten gegen Frau Kordula Kaufmann be-

rührt ohnehin nicht den Bestand des Schuldanerkenntnisses des Klägers, welches abs-

trakt und damit unabhängig von der Forderung gegen seine Ehefrau ist. 

Abgesehen davon ist die Forderung der Beklagten aber auch nicht erloschen, auch nicht 

mit 4.000 €. Der Kläger führt zutreffend aus, dass die Forderung der Frau Kaufmann ge-

gen die Welfen Immobilien GmbH der Beklagten zur Einziehung überwiesen wurde. Die 

Welfen Immobilien GmbH hat bislang keine Zahlungen an die Beklagte erbracht, sondern 

vielmehr zuletzt mit Schreiben vom 07.07.2023 bestritten, dass eine Forderung über-

haupt besteht, sodass voraussichtlich eine Klage erforderlich sein wird, um eine Zahlung 

zu erreichen. 

Beweis: Schreiben der Welfen Immobilien GmbH vom 07.07.2023 (Anlage B1)  

Da die Einleitung weiterer Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen die Ehefrau des Klä-

gers aufgrund deren derzeitiger Vermögenslage außerdem nicht erfolgversprechend er-

scheint, wird die Beklagte bald die Zwangsvollstreckung gegen den Kläger einleiten. 

Ruhland 

Rechtsanwältin 

 

Hinweis des LJPA: Die Klageerwiderung vom 17.07.2023 ist dem Landgericht Han-

nover am selben Tag per beA übermittelt worden. Die Klageerwiderung nebst Anlage 

ist dem Klägervertreter mit Gelegenheit zur Stellungnahme binnen drei Wochen am 

19.07.2023 ordnungsgemäß zugestellt worden. 
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Rechtsanwalt Rolf Rathmann 

 

per beA 

Landgericht Hannover 

Volgersweg 65 

30175 Hannover 

 

 

In dem Rechtsstreit 

Kaufmann . /. Bremer (Az.: 14 O 193/23) 

nimmt der Kläger wie folgt Stellung zur Klageerwiderung vom 17.07.2023: 

I. 

Es bleibt dabei, dass die Beklagte den Kläger über die Existenz einer Norm getäuscht 

hat, nach der ein Ehegatte grundsätzlich für die Verbindlichkeiten des anderen mit 

seinem privaten Vermögen haftet, was den Kläger dazu veranlasst hat zu glauben, er 

sei gegenüber der Beklagten ohnehin zur Zahlung verpflichtet. Die Notarin Dr. Nach-

tigall hat die diesbezügliche Behauptung der Beklagten mitangehört. 

Das Gericht möge die bereits angebotenen Beweise erheben. 

II. 

Die verwerfliche Gesinnung der Beklagten folgt aus der Höhe der dem Kläger aufge-

zwungenen Zahlungspflicht, die einem nur geringen Einkommen gegenübersteht.  

Die Drohung war auch widerrechtlich. Es kann dahinstehen, ob es gerechtfertigt ge-

wesen wäre, wenn die Beklagte der Ehefrau des Klägers, die zivil- und strafrechtlich 

für ihre Taten belangt werden können mag, mit einer Strafanzeige gedroht hätte. Je-

denfalls durfte sie aber nicht dem Kläger, gegen den ihr keine Ansprüche zustehen 

und der mit den Taten seiner Ehefrau nichts zu tun hat, damit drohen, dessen Ehefrau 

anzuzeigen, um ihn so zur Abgabe eines Schuldanerkenntnisses zu zwingen. 

Rathmann 

Rechtsanwalt 

Hinweis des LJPA: Der Schriftsatz vom 31.07.2023 ist dem Landgericht Hannover 

am selben Tag per beA übermittelt worden. Das Gericht hat am 02.08.2023 Termin 

zur Güteverhandlung und mündlichen Verhandlung auf den 18.09.2023 bestimmt und 

zu diesem Termin das persönliche Erscheinen der Parteien ordnungsgemäß angeord-

net. Ferner hat es die Zeugin Dr. Nachtigall ordnungsgemäß unter Angabe des vo-

raussichtlichen Beweisthemas vorbereitend zu dem Termin geladen. Die richterliche 

Verfügung ist den Parteivertretern – der Beklagtenvertreterin zusammen mit dem 

Schriftsatz vom 31.07.2023 – sowie den Parteien jeweils am 07.08.2023 ordnungsge-

mäß zugestellt worden. 

Engelbosteler Damm 30 
30167 Hannover 
Tel.: 0511/477 378 
Fax: 0511/477 379 
ra-rathmann@recht.de 
Sparkasse Hannover 
IBAN: DE90 2505 0180 7778 5800 22 
BIC: SPKHDE2HXXX 
USt-ID: DE178513850 
Mein Zeichen: 198/23 
31.07.2023 
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Öffentliche Sitzung des Landgerichts         Hannover, den 18.09.2023 

Geschäftsnummer: 14 O 193/23 

 

Gegenwärtig:  

Richterin am Landgericht Maas  

als Einzelrichterin 

Auf die Hinzuziehung eines Urkundsbeamten der Geschäftsstelle als Protokollführer wird ver-

zichtet; vorläufig aufgezeichnet auf Tonträger gemäß §§ 159, 160a ZPO. 

In dem Rechtsstreit Kaufmann ./. Bremer 

erscheinen bei Aufruf: 

1. für den Kläger und mit dem Kläger persönlich Rechtsanwalt Rathmann, 

2. für die Beklagte und mit der Beklagten persönlich Rechtsanwältin Ruhland. 

Des Weiteren ist die Zeugin Dr. Nachtigall erschienen. Diese wird ordnungsgemäß belehrt und 

verlässt auf Bitten des Gerichts sodann zunächst wieder den Sitzungssaal. 

Die Sach- und Rechtslage wird mit den Erschienenen im Rahmen einer Güteverhand-

lung erörtert. Eine gütliche Einigung kommt nicht zustande. Die Parteien treten sodann 

in die mündliche Verhandlung ein. 

Die Parteivertreter stellen Anträge wie folgt: 
 
Der Klägervertreter stellt die Anträge aus der Klageschrift vom 26.06.2023. 

 

Die Beklagtenvertreterin beantragt, die Klage abzuweisen.  

 

Das Gericht weist auf Folgendes hin: […] 

Hinweis des LJPA: Von einem Abdruck der Hinweise („[…]“) wird zu Prüfungszwe-

cken abgesehen. 

 

Der Kläger, informatorisch angehört, erklärt auf Nachfrage: 

„Frau Bremer und ich hatten am 17.04.2023 einen Beurkundungstermin bei der Notarin Dr. 

Nachtigall. Eigentlich hätte nur ich zu diesem Termin erscheinen müssen. Wir, also Frau Bre-

mer und ich, hatten aber vorher abgesprochen, dass sie bei dem Termin anwesend ist, damit 

wir nochmal sprechen können. 

Ich hatte an dem Tag aber dann doch irgendwie ein schlechtes Gefühl, weil es ja immerhin um 

30.000 € ging. Das ist für mich sehr viel Geld. Als ich Frau Bremer das so sagte, erwiderte sie, 

dass ich mich weigern könne, das Schuldanerkenntnis abzugeben, sie dann aber meine Ehe-

frau anzeigen würde. Natürlich habe ich dann die Kanzlei der Notarin betreten. 

Als die Notarin gerade in ihr Büro kam, sagte Frau Bremer zu mir noch, dass ich mich nicht 

aufregen müsse. In irgendeiner Norm im „Bürgerlichen Gesetzbuch“ sei geregelt, dass jeder 

Ehegatte für die Schulden des Ehepartners hafte und Gläubiger auch in das Vermögen des 

eigentlich nicht beteiligten Ehepartners vollstrecken könnten. Durch Abgabe des Schuldaner-

kenntnisses würde ich den Vorgang also nur abkürzen, weil ich ohnehin zahlen müsse. Das 
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glaubte ich Frau Bremer auch. Deswegen ließ ich das dann so, wie wir das vorher besprochen 

hatten, von der Notarin beurkunden.“ 

Laut diktiert und genehmigt. 

 

Die Beklagte, informatorisch angehört, erklärt auf Nachfrage: 

„Es stimmt, dass Herr Kaufmann und ich uns vor dem Notartermin trafen und er mir vor dem 

Gebäude noch sagte, er wisse nicht, ob das mit dem Anerkenntnis „so richtig“ sei. Ich habe 

ihm gesagt, das sei sein gutes Recht. Ich würde dann aber seine Ehefrau anzeigen. Dieses 

Anerkenntnis als Sicherheit für meinen Zahlungsanspruch war ja nun einmal Bedingung dafür, 

dass ich von einer Anzeige absehe. 

Herr Kaufmann erklärte sich dann einverstanden. Kurz vor der Beurkundung erhielt ich einen 

Anruf und musste noch einmal vor die Tür treten. Bei der Beurkundung war ich dann aber 

wieder dabei. 

Dass ich gesagt hätte, er müsse ohnehin für die Schulden seiner Ehefrau haften, oder ganz 

allgemein, es sei gesetzlich verankert, dass ein Ehepartner immer für die Schulden des ande-

ren Ehepartners haften würde, stimmt nicht. Das habe ich auf keinen Fall geäußert. Es war 

auch nicht nötig, so etwas zu erzählen, weil Herr Kaufmann ohnehin bereit war, das Aner-

kenntnis abzugeben.“ 

Laut diktiert und genehmigt. 

 

Beschlossen und verkündet: 

 

Frau Dr. Nadja Nachtigall soll als Zeugin zu folgendem Beweisthema vernommen werden: 

 

[…] 

Hinweis des LJPA: Von einem Abdruck des Beweisthemas („[…]“) wird zu Prüfungs-

zwecken abgesehen. 

 

Sodann wird die Zeugin Dr. Nadja Nachtigall in den Sitzungssaal gerufen und mit dem Be-

weisthema vertraut gemacht. 

 

Beide Parteien und Parteivertreter erklären daraufhin übereinstimmend: 

 

Wir entbinden Frau Dr. Nachtigall umfassend von ihrer notariellen Pflicht zur Verschwiegenheit 

im Hinblick auf das Geschehen im Notartermin vom 17.04.2023, auf den Inhalt des in diesem 

Termin geschlossenen Vertrags sowie auf den Inhalt und Verlauf der in diesem Rahmen ge-

führten Gespräche. 

 

Hinweis des LJPA: Es ist davon auszugehen, dass die Zeugin ordnungsgemäß und 

wirksam gemäß § 18 Abs. 2 Hs. 1 Bundesnotarordnung (BNotO) von ihrer Pflicht zur 

Verschwiegenheit umfassend entbunden wurde. 
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Die Zeugin wird daraufhin wie folgt vernommen: 

 

Zur Person:  

„Ich heiße Dr. Nadja Nachtigall, bin 49 Jahre alt und von Beruf Rechtsanwältin und Notarin. 

Ich wohne in Hannover und bin mit den Parteien weder verwandt noch verschwägert.“ 

 

Zur Sache:  

„Ich kann mich an diesen Termin vom 17.04.2023 noch eingeschränkt erinnern. Seitdem ist 

natürlich einige Zeit vergangen. Eine Erinnerung daran habe ich aber schon noch.  

 

Anders als üblich bei der Abgabe von abstrakten Schuldanerkenntnissen erschien nicht nur 

der Kläger als Schuldner, sondern auch die Beklagte als Gläubigerin. Sie ließ sich direkt im 

Anschluss an die Beurkundung eine vollstreckbare Ausfertigung der Urkunde erteilen, was 

auch eher unüblich ist. Ich erinnere mich auch noch, dass der Kläger und die Beklagte irgend-

etwas besprachen, als ich mein Büro betrat. Kurz zuvor hatte ich die beiden aus dem Vorzim-

mer schon in mein Büro gebeten, musste dann aber selbst noch einmal kurz etwas mit meiner 

Notarfachangestellten im Vorzimmer besprechen. Ich muss zugeben, dass ich nicht mehr 

weiß, was genau die Parteien miteinander besprochen haben.“ 

 

Auf Nachfrage des Gerichts:  

„Als ich mich an meinen Schreibtisch setzte, klingelte das Mobiltelefon der Beklagten, die da-

raufhin kurz zum Telefonieren mein Büro verließ. Der Kläger wirkte sehr aufgelöst und fahrig, 

also sehr emotional, weshalb ich ihm riet, in Ruhe durchzuatmen und mir gegebenenfalls Fra-

gen zu stellen. Er äußerte mir gegenüber, dass doch ohnehin alles „schon entschieden“ sei, 

weil seine Ehefrau der Beklagten viel Geld schulde. „Mitgehangen, mitgefangen“, sagte er mir. 

 

Ich teilte dem Kläger dann mit, dass er aber nicht für die Verbindlichkeiten seiner Ehefrau hafte 

und es im deutschen Recht keine „Sippenhaft“ gebe, es vielmehr so sei, dass jeder Mensch 

grundsätzlich nur für seine eigenen Schulden einzustehen habe. Er entgegnete daraufhin, ge-

hört zu haben, dass Ehepartner für gegenseitige Schulden einzustehen hätten, woraufhin ich 

ausdrücklich sagte, dass jedenfalls in Deutschland keine dahingehende Regelung existiere. 

Sofern er jedoch das abstrakte Schuldanerkenntnis abgebe, begründe er eine eigene Schuld. 

Der Kläger bedankte sich dann bei mir für die Auskunft.  

 

Meine Frage, ob er noch etwas Bedenkzeit brauche, verneinte er. Dann kam auch schon die 

Beklagte zurück ins Büro und ich nahm die Beurkundung vor.“ 

 

Laut diktiert und genehmigt. 

 

Die Zeugin wird sodann im allseitigen Einvernehmen entlassen. 

 

Die Beklagtenvertreterin erklärt:  

Es bleibt bestritten, dass die Beklagte dem Kläger gesagt haben soll, es existiere eine Rege-

lung, nach der er für die Verbindlichkeiten seiner Ehefrau hafte. Die Beklagte macht sich aber 

die Aussage der Zeugin, dass diese den Kläger darüber aufgeklärt habe, dass er nicht für die 

Verbindlichkeiten seiner Ehefrau haften muss, zu eigen. Ein Irrtum des Klägers wäre dann 

jedenfalls vor der Abgabe des Schuldanerkenntnisses entfallen. 
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Der Klägervertreter erklärt nach Rücksprache mit dem Kläger:  

Soweit die Beklagte eine Aufklärung des Klägers durch die Notarin behauptet, wird dies be-

stritten. Der Kläger unterlag bei Abgabe des Schuldanerkenntnisses weiter einem Irrtum. 

 

Das Gericht weist auf Folgendes hin: […].  

 

Hinweis des LJPA: Von einem Abdruck der Hinweise („[…]“) wird zu Prüfungszwe-

cken abgesehen. 

 

Der Kläger, erneut informatorisch angehört, erklärt auf Nachfrage: 

„Ich erinnere mich daran, dass die Beklagte zu Beginn des Termins einen Anruf erhalten und 

deshalb das Büro verlassen hat. Die Notarin und ich haben dann auch miteinander gespro-

chen. Dass sie mich aber in Bezug auf diese Haftungsfrage aufgeklärt hätte, kann ich nicht 

bestätigen.“ 

 

Auf Nachfrage des Gerichts: 

„Worüber wir konkret gesprochen haben, weiß ich nicht mehr. Aber es ging nicht um Haftungs-

fragen.“ 

Laut diktiert und genehmigt. 

Die Sach- und Rechtslage wird erneut erörtert.  

 

Die Prozessbevollmächtigten verhandeln mit den eingangs gestellten Anträgen streitig 

zur Sache und zum Ergebnis der Beweisaufnahme. 

 

Beschlossen und verkündet: 

 

Termin zur Verkündung einer Entscheidung wird bestimmt auf 

 

Montag, den 09.10.2023, 14:00 Uhr, Saal 200. 

 

Für die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Übertragung vom Tonträger: 

Maas       Wolf 
Maas       Wolf 
Richterin am Landgericht     Justizangestellte 
     als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
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Bearbeitungsvermerk 

1. Die Angelegenheit ist nach den Regeln der Relationstechnik zu begutachten. Es ist 

eine Sachverhaltsschilderung voranzustellen, die den Anforderungen des § 313 

Abs. 2 ZPO entspricht und der Prozesssituation Rechnung trägt. Das Gutachten 

endet mit einem Tenorierungsvorschlag. Dabei sind Ausführungen zur Kostentra-

gung, zur vorläufigen Vollstreckbarkeit und zur Festsetzung des Streitwerts erlas-

sen. Ausführungen zu einer eventuell erforderlichen Rechtsbehelfs- oder Rechts-

mittelbelehrung sind ebenfalls erlassen. 

2. Begutachtungszeitpunkt ist der 09.10.2023. 

3. Es ist davon auszugehen, dass 

• die Rechtsanwältin und Notarin Dr. Nadja Nachtigall weiterhin in Hannover als 

Notarin amtiert, alle Handlungen im Rahmen ihrer Amtsbefugnisse vorgenom-

men hat, sämtliche Förmlichkeiten im Zusammenhang mit der Errichtung der 

notariellen Urkunden vom 11.04.2023 und 17.04.2023 gewahrt sind und sie alle 

von ihr errichteten Urkunden verwahrt, 

• der unpfändbare Betrag nach § 850c Abs. 1 Nr. 1 ZPO sich durch die Pfän-

dungsfreigrenzenbekanntmachung 2023 nach § 850c Abs. 4 ZPO auf 1.402,28 

€ monatlich erhöht hat, 

• der gegen die Welfen Immobilien GmbH gerichtete Pfändungs- und Überwei-

sungsbeschluss des Amtsgerichts Hannover, Az. 16 M 498/23, am 09.06.2023 

formell wirksam erlassen worden und am 16.06.2023 ordnungsgemäß an die 

Welfen Immobilien GmbH zugestellt worden ist. 

4. Soweit Unterlagen nicht oder nicht vollständig abgedruckt sind, ihr Inhalt aber wie-

dergegeben ist, ist die Wiedergabe zutreffend. Soweit Unterlagen weder abge-

druckt noch wiedergegeben sind, sind die fehlenden Teile für die Bearbeitung ohne 

Bedeutung. 

5. Sofern ein Lösungsweg gewählt wird, bei dem es auf die Schlüssigkeit oder Erheb-

lichkeit nicht ankommt, ist insoweit ein Hilfsgutachten zu erstellen. 
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6. Sollte die Bearbeiterin/der Bearbeiter den Fall aus einem rechtlichen Gesichtspunkt 

entscheiden wollen, der von den am Verfahren Beteiligten nicht angesprochen wor-

den ist, ist zu unterstellen, dass ihnen im Verlauf des Verfahrens Gelegenheit zur 

Erörterung gegeben worden ist, sie davon aber keinen Gebrauch gemacht haben. 

Wird ein rechtlicher Hinweis für erforderlich gehalten, ist zu unterstellen, dass die-

ser ordnungsgemäß erfolgt und ohne Ergebnis geblieben ist; eine solche Vorge-

hensweise ist in einer Fußnote kenntlich zu machen. 

7. Wird die Durchführung weiterer richterlicher Aufklärung und/oder Beweisaufnah-

men für erforderlich gehalten, ist zu unterstellen, dass diese erfolgt, jedoch ergeb-

nislos geblieben sind. Ein solches Vorgehen ist in der Fußnote kenntlich zu ma-

chen. 

8. Die Formalien (Ladungen, Zustellungen – auch per beA –, Unterschriften, Voll-

machten etc.) sind in Ordnung, soweit sich aus dem Sachverhalt nicht etwas ande-

res ergibt. 

9. Bei der Bearbeitung sind die tatsächlichen und rechtlichen Auswirkungen der 

Corona-Pandemie (wie etwa die Vorgaben der ehemaligen Niedersächsischen 

Corona-Verordnung) nicht zu berücksichtigen. 

10. Hannover verfügt über ein Amts- und ein Landgericht und liegt im Bezirk des Ober-

landesgerichts Celle. Hildesheim verfügt ebenfalls über ein Amts- und ein Landge-

richt und liegt ebenfalls im Bezirk des Oberlandesgerichts Celle. 


